
Drucksache 11/7339 
05. 06. 90 

Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 

Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 11/6779 — 

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Binnenschiffsverkehrsgesetzes 

A. Problem 

Eine EG-Richtlinie über den Zugang zum Beruf des Unternehmers 
im innerstaatlichen und grenzüberschreitenden Binnenschiffsgü-

terverkehr und über die gegenseitige Anerkennung der Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise für die-

sen Beruf soll in innerstaatliches Recht umgesetzt werden. 

B. Lösung 

Einfügung einer Verordnungsermächtigung in das Binnenschiffs-

verkehrsgesetz. 

Einmütige Zustimmung 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 



Drucksache 11/7339 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache 11/6779 — zuzustimmen. 

Bonn, den 30. Mai 1990 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Jobst 	Bohlsen 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Bohlsen 

Die oben angegebene Vorlage wurde in der 210. Sit-
zung des Deutschen Bundestages am 10. Mai 1990 
dem Ausschuß für Verkehr zur Beratung überwiesen. 
Dieser hat die Vorlage in seiner Sitzung am 30. Mai 
1990 behandelt. 

Nach dem EWG-Vertrag ist die Bundesrepublik 
Deutschland dazu verpflichtet, den Inhalt der EG-
Richtlinie 87/540/EWG des Rates vom 9. November 
1987 über den Zugang zum Beruf des Unternehmers 
im innerstaatlichen und grenzüberschreitenden Bin-
nenschiffsgüterverkehr und über die gegenseitige 
Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und 

Bonn, den 30. Mai 1990 

Bohlsen 

Berichterstatter 

sonstigen Befähigungsnachweise für diesen Beruf 
(ABl. EG 1987 Nr. L 322 S. 20) in nationales Recht 
umzusetzen. Dies soll in der Weise geschehen, daß 
eine Ermächtigung zum Erlaß einer Rechtsverord-
nung durch den Bundesminister für Verkehr in das 
Binnenschiffsverkehrsgesetz eingefügt wird. Außer-
dem ist vorgesehen, Zuwiderhandlungen gegen diese 
Rechtsverordnung als Ordnungswidrigkeit zu verfol-
gen. 

Der Verkehrsausschuß hat keine Bedenken gegen 
den Inhalt der Vorlage und empfiehlt daher Zustim-
mung. 




